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Kolumbien vor neuer Ära
Regierung und Rebellen schließen Friedensvertrag
Die Menschen in Bogotá feiern das Abkommen von Havanna. (Foto: AP)
Bogotá/Havanna (dpa/mc) - In Kolumbien beginnt eine neue Ära. Nach über 50 Jahren des internen Konflikts, Zehntausenden Toten und Millionen Vertriebenen schließen die Regierung und die linken Farc-Rebellen Frieden. „Es geht nicht nur um das Schweigen der Gewehre, es geht um neue Chancen“, sagte der Verhandlungsführer der Regierungsdelegation, Humberto de la Calle, beim Abschluss der Friedensgespräche. „Es öffnen sich Wege, um die Gewalt hinter uns zu lassen und in gegenseitigem Respekt etwas Neues aufzubauen.“
Damit ist der älteste Konflikt Lateinamerikas offiziell Geschichte. Allerdings müssen die Kolumbianer den Friedensvertrag noch in einer Volksabstimmung billigen. Umfragen deuten aber darauf hin, dass das Referendum am 2. Oktober alles andere als ein Selbstläufer werden wird. Zu sehr haben die vielen Bombenattentate, Entführungen und Morde der Rebellen, die zuletzt noch 8000 Kämpfer hatten, das Land gespalten. Und eine weitere Unbekannte: Wird es in den demilitarisierten Zonen friedlich bleiben - oder könnten rechte Paramilitärs alte Rechnungen begleichen?
„Eine zentrale Gefahr für den Frieden geht von paramilitärischen Gruppen aus. Es wird keinen dauerhaften Frieden in Kolumbien geben, wenn der Staat nicht gezielt gegen die Paramilitärs und ihre Unterstützerkreise vorgeht“, sagt der Leiter von Caritas international, Oliver Müller. Nach der offiziellen Demobilisierung der Gruppen Mitte der 2000er Jahre schlossen sich viele Kämpfer kriminellen Banden an, die in Drogenhandel und Schutzgelderpressung verwickelt sind.
„Die Regierung wird den Friedensvertrag nur mit einem Akteur des Konflikts schließen“, gibt die Journalistin Ginna Morelo von der Tageszeitung „El Tiempo“ zu bedenken. „Es gibt weitere Akteure, die nicht die Waffen niedergelegt haben, die nicht am Verhandlungstisch sitzen.“ Die kleinere ELN-Guerilla kämpft beispielsweise noch immer gegen den Staat.
Aber schon durch die Verhandlungen in Havanna und die Ende Juni vereinbarte Waffenruhe ist der Konflikt in seine bisher ruhigste Phase seit Gründung der Farc im Jahre 1964 getreten. Laut einer Analyse des Instituts CERAC gab es seit fast 50 Tagen keine Kämpfe mehr zwischen Farc und Militär. In den vergangenen 13 Monaten gab es nur vier Tote bei Kampfhandlungen der „Revolutionären Streitkräfte Kolumbiens“ (Fuerzas Armadas Revolucionarias de Colombia/Farc).
Das Ende des bewaffneten Konflikts könnte auch der Wirtschaft einen ordentlichen Schub gegen. In Zeiten, in denen Brasilien aus den Top Ten der größten Volkswirtschaften der Welt herauszufallen droht und auch andere südamerikanische Staaten mit Rezession zu kämpfen haben, wächst Kolumbien gegen den Trend. Plus 3,1 Prozent 2015; 2016 dürfte das Wachstum ähnlich stark sein.
„Schätzungen gehen von ein bis drei Prozent an zusätzlichem Wachstum bei Abschluss des Friedensvertrages aus“, sagt der Hauptgeschäftsführer der Deutsch-Kolumbianischen Industrie- und Handelskammer, Thomas Voigt. Durch den Konflikt und Regionen ohne staatliches Gewaltmonopol habe sich vieles auf die Hauptstadtregion Bogotá konzentriert. „Lange Zeit wurden 75 Prozent des Bruttoinlandsprodukts hier erwirtschaftet, nun sind es nur noch 50 Prozent, weil mehr in anderen Regionen investiert wird“, sagt Voigt.
Besonders stark entwickelt sich der Tourismus - das Land gilt als eines der schönsten der Welt. „Der Tourismus ist bereits der größte Devisenbringer, noch vor Bergbau und Öl“, betont Voigt. Deutschland ist der achtgrößte Abnehmer von Waren wie Kaffee, Bananen, Palmöl und Schnittblumen. Und für den Ausbau der Industrie braucht es auch Maschinen „Made in Germany“.
Bislang investierte die Regierung rund drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts in den Kampf gegen illegale Gruppen. Wissenschaftler gehen davon aus, dass der bewaffnete Konflikt Kolumbien jedes Jahr zwischen 2,5 und vier Prozent Wirtschaftswachstum kostete.
„Nach diesem Abkommen werden wir nicht mehr als gefährliches Land wahrgenommen“, sagte Präsident Juan Manuel Santos nach dem erfolgreichen Abschluss der Verhandlungen am Mittwoch. „Es wird mehr Investitionen geben, mehr Tourismus und mehr Arbeitsplätze.“
Santos erklärte gestern den endgültigen Waffenstillstand: „Als Staatschef und Oberbefehlshaber der Streitkräfte habe ich einen definitiven Waffenstillstand ab kommendem Montag angeordnet“, sagte Santos er. „Damit endet der bewaffnete Konflikt mit der Farc.“
Argentinien
Schulz für baldigen Vertragsabschluss
EU-Parlamentspräsident wirbt für Abkommen zwischen EU und Mercosur
Martin Schulz (l.) und der argentinische Vizeaußenminister Carlos Foradori. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) – Auf einen baldigen Abschluss der Verhandlungen zwischen Mercosur und EU drängt Martin Schulz (SPD). Der EU-Parlamentspräsident sagte am Montag bei seinem Besuch in Buenos Aires: „Die Verhandlungen laufen seit 20 Jahren. Es wird nun endlich Zeit, die Hindernisse zu überwinden und die Sache zu Ende zu bringen.“
Bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem argentinischen Vizeaußenminister Carlos Foradori machte Schulz auch deutlich, dass Großbritannien durch seinen EU-Austrittsbeschluss nicht Teil des Abkommens zwischen den beiden Wirtschaftsblöcken wäre: „Das ist sehr bedauerlich - besonders für die Briten selbst.“
Schulz wollte sich zu den gegenwärtigen Problemen innerhalb des Mercosurs, wo Brasilien, Argentinien und Paraguay sich weigern, die turnusmäßige Präsidentschaft Venezuelas anzuerkennen, nicht äußern. Sein Gastgeber Foradori machte deutlich, dass die genannten Schwierigkeiten von niemandem als Vorwand benutzt werden dürften, um die laufenden Verhandlungen zu behindern. Im Oktober soll in Brüssel eine neue Verhandlungsrunde stattfinden. Knifflig sind vor allem Fragen des Agrarhandels.
Was die Handelsbeziehungen der EU zu Argentinien betrifft, sagte Schulz, dass man noch nicht den Umfang erreicht habe, den man haben will. Gleichwohl sieht der EU-Parlamentspräsident Argentinien auf einem guten Weg. Die seit Dezember vorigen Jahres amtierende Regierung von Präsident Mauricio Macri habe deutlich gemacht, dass das Land wieder eine erfolgreiche Zusammenarbeit anstrebe. Potenziale sieht Schulz vor allem auf den Feldern Forschung, Landwirtschaft und Industrie. Um Investoren ins Land zu locken, sei es entscheidend, über verlässliche Strukturen zu verfügen, so der EU-Politiker.
Schulz charakterisierte Argentinien als Land, das immer Optimismus ausgestrahlt habe. Er dankte der argentinischen Regierung für ihre Bereitschaft, syrische Flüchtlinge aufnehmen zu wollen.
Der Sozialdemokrat erinnerte aber auch daran, dass Politik vor allem für die normalen, einfachen Bürger gemacht werden müsse, deren Grundbedürfnisse nach Ernährung, Wohnung, Arbeit und Bildungschancen für die Kinder zu befriedigen seien. Eine Bemerkung, die man auch als indirekte Kritik an den gegenwärtigen sozialen Einschnitten der Macri-Regierung interpretieren könnte.
Foradori ehrte seinen Gast wegen dessen Verdiensten um die Beziehungen zwischen Europa und Lateinamerika mit dem San Martín-Großkreuz. Der argentinische Vizeaußenminister erklärte, dass man den Prozess der Annäherung zwischen beiden Regionen weiter vorantreiben müsse. Bezüglich der Aufnahme von Flüchtlingen unterstrich Foradi die Notwendigkeit finanzieller Unterstützung, die Argentinien zur Erfüllung dieser Aufnahme benötige.
Schulz brach nach seinem Besuch in Buenos Aires, bei dem er auch mit Präsident Macri zusammentraf, nach Kolumbien auf. Er sicherte den Verhandlungen zwischen der kolumbianischen Regierung und der linken Guerrillaorganisation Farc seine volle Unterstützung zu. „Im Fall eines erfolgreichen Abschlusses kann ein Friedensabkommen in Kolumbien als Vorbild dienen“, sagte Schulz.
Er wolle in Bogotá die politisch Verantwortlichen Kolumbiens dazu ermuntern, den Weg der Aussöhnung bis zum Ende zu gehen. „Wir versuchen, mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln den Friedensprozess in Kolumbien zu unterstützen“, erklärte Schulz.
Argentinien
Schulterschluss der Gewerkschafter
CGT-Flügel vereinigen sich / Dreierspitze gebildet
Die Gewerkschafter demonstrierten Einigkeit nach Jahren der Zersplitterung.
Buenos Aires (AT/mc) - Die großen peronistischen Gewerkschaften wollen wieder zusammen agieren. Nach Jahren der Spaltung fusionierten die drei Hauptflügel des Dachverbandes CGT am Montag im Stadion der Gewerkschaft der Sanitärarbeiter und bildeten eine gemeinsame Führung. An der Spitze der wiedervereinigten Organisation steht ein Dreigespann bestehend aus Juan Carlos Schmid von der Gewerkschaft der Baggerarbeiter, der als Gefolgsmann Hugo Moyanos gilt, Héctor Daer (Gesundheitswesen) vom offiziellen CGT-Flügel sowie Carlos Acuña von der Gewerkschaft der Tankstellenarbeiter, der dem bisherigen Flügel um Luis Barrionuevo angehört. Daer und Acuña werden politisch der Erneuerungsfront von Sergio Massa zugerechnet.
Das Abstimmung fiel eindeutig aus. Von den 1540 stimmberechtigten Delegierten, die die 213 teilnehmenden Einzelgewerkschaften entsandt hatten, votierten 1528 für die Einheitsliste. Acht Teilnehmer machten kein Kreuz auf dem Wahlzettel, vier Stimmen waren ungültig.
Drei Sektoren der Gewerkschaftsbewegung verweigerten sich jedoch dem Schulterschluss: Der Flügel, der von Omar Viviani, dem Chef der Taxifahrergewerkschaft, angeführt wird, zu dem auch die Interessenvertretungen der Automechaniker (SMATA) und der Eisenbahner gehörten. Des Weiteren der Flügel mit Gerónimo Venegas, dem Chef der Landarbeitergewerkschaft, der als regierungsnah gilt und im Vorfeld versucht hatte, den Fusionsgewerkschaftstag für ungültig zu erklären. Sie waren gar nicht erst erschienen. Und schließlich die einflussreiche Gewerkschaft der Bankangestellten mit ihrem Vorsitzenden Sergio Palazzo an der Spitze, die die Veranstaltung vor der Abstimmung verließ.
Inhaltlich setzten sich die Gewerkschafter kritisch mit der Politik der Regierung von Mauricio Macri auseinander, mit dem sich die neue CGT-Spitze möglichst bald treffen will. „Wir fordern Korrekturen der Regierungsmaßnahmen, die zu mehr sozialer Ungleichheit und Armut geführt haben“, formulierte es Daer.
Neben der Inflation und der wirtschaftlichen Stagnation sind die Arbeitnehmervertreter auch beunruhigt über die Öffnung des argentinischen Marktes für Importgüter. So erwähnte Antonio Caló, der bisherige Chef des offiziellen CGT-Flügels, das Beispiel zweier Supermarktketten, die 75.000 Fernseher aus dem Ausland gekauft hätten, anstatt auf Produkte der heimischen Industrie zu setzen: „Wenn es Importe gibt, verliert man argentinische Arbeitsplätze“, begründete Caló seine protektionistische Sichtweise.
Indes verzichteten die Gewerkschafter vorerst darauf, ihren Forderungen mit einem Generalstreik Nachdruck zu verleihen. Eine gewisse Schonfrist scheint man Macri also noch einräumen zu wollen. Dem Präsidenten schreiben die Arbeitnehmervertreter immerhin gut, dass er ihnen vor einem Monat die 27 Milliarden Pesos für die Sozialwerke der Gewerkschaften freigab, die der Nationalstaat ihnen schuldete. Zu Kirchner-Zeiten waren ihre diesbezüglichen Forderungen noch ignoriert worden.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Rosenkrantz vereidigt
Der Oberste Gerichtshof ist wieder komplett: Mit der Vereidigung von Carlos Fernando Rosenkrantz am Montag weist das höchste Organ der rechtsprechenden Gewalt wieder fünf Richter auf, was der gesetzlich seit Kurzem vorgeschriebenen Zahl entspricht. Der 57-Jährige, der als Experte für Zivil- und Handelsrecht gilt, ist zudem der erste Richter am Obersten Gerichtshof, der aus der jüdischen Gemeinschaft stammt. Neben Familienangehörigen, Vertretern der Regierungskoalition sowie Kollegen von der Universität San Andrés, deren Rektor Rosenkrantz bis vor Kurzem war, waren von daher auch Repräsentanten der hiesigen jüdischen Vereinigungen bei der Amtseinführung anwesend. Der Oberste Gerichtshof, der als Wächter der Verfassung fungiert, war in den zurückliegenden Monaten unterbesetzt. Raúl Zaffaroni und Carlos Fayt hatten ihre Ämter aus Altersgründen niedergelegt. Enrique Petracchi und Carmen Argibay waren im Laufe des Jahres 2014 verstorben. Das Gericht musste von Ende 2015 bis Juni 2016 mit nur drei Richtern auskommen: Neben dem Gerichtspräsidenten Raúl Zaffaroni nur Elena Highton und Juan Carlos Maqueda. Mit Horacio Rosatti trat vor zwei Monaten dann der erste von Präsident Mauricio Macri vorgeschlagene Jurist seinen Dienst am Obersten Gerichtshof an, ehe nun Rosenkrantz folgte.
Zollamtschef entlassen
Rückschlag für die Regierung: Wegen einer Ermittlung mit Verdacht auf Korruption sah sich Präsident Mauricio Macri genötigt, Zollamtschef Juan José Gómez Centurión von seinen Aufgaben zu entbinden. Gegen Gómez Centurión, der erst vor wenigen Monaten sein Amt übernommen hatte, war eine anonyme Strafanzeige gestellt worden, die sich auf Mitschnitte von Gesprächen stützt. Seitens der Regierung versuchte man, die Angelegenheit etwas herunterzuspielen: Die Entlassung sei präventiv und notwendig, um die Ermittlungen der Justiz zu ermöglichen, erläuterte Kabinettschef Marcos Peña. Sollte sich herausstellen, dass die Vorwürfe haltlos seien, könne Gómez Centurión auf seinen Posten zurückkehren. Diesen wird nun aber erst einmal Javier Zabaljáuregui übernehmen, der zuletzt stellvertretender Leiter der Zolloperationen in der Hauptstadt war. Gómez Centurión bezeichnete die gegen ihn vorgetragenen Anschuldigungen als „kriminell und mafiös“. Er war mit dem Anspruch angetreten, grundlegende Reformen beim Zoll durchzuführen und hatte zahlreiche Funktionäre vor die Tür gesetzt. In den 80er-Jahren nahm er an einer Soldatenrevolte gegen den demokratisch gewählten Präsidenten Raúl Alfonsín teil.
Lebenslänglich für Ex-Militärs
Ein Ex-General und 27 weitere ehemalige Militärs sind wegen schwerer Menschenrechtsverletzungen zu lebenslanger Haftstrafe verurteilt worden. Ein Gericht in Córdoba sprach gestern den degradierten General Luciano Benjamín Menéndez in 54 Fällen von Mord, 656 Fällen von Folter sowie 257 Fällen von Entführungen schuldig, die während der Militärdiktatur (1976-83) in dem Gefangenenlager „La Perla“ begangen wurden. Zehn weitere Mitangeklagte erhielten Gefängnisstrafen zwischen zweieinhalb und 21 Jahren, für fünf Angeklagte endete der Prozess mit einem Freispruch. Rund 10.000 Menschen begrüßten das Urteil vor dem Gerichtsgebäude, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete. Menéndez war von 1975 bis 1979 allmächtiger Befehlshaber des 3. Armeekorps in Córdoba. Er war wegen anderer Fälle schon mehrfach zu lebenslanger Haft verurteilt worden. In „La Perla“, 20 Kilometer von der Stadt Córdoba entfernt, sollen bis zu 3000 illegal festgenommene Häftlinge gefoltert worden sein. Bei dem vor vier Jahren begonnenen Prozess ging es um Menschenrechtsverletzungen gegen insgesamt 716 Opfern.
Lehrerstreik
Dass die Lehrer der öffentlichen Schulen mit ihrem Gehalt unzufrieden sind, ist ein Dauerthema. Wütend vor allem über den Einkommensrealverlust durch die Inflation, organisierten die fünf Lehrergewerkschaften am Mittwoch einen landesweiten Streik, von dem rund 9 Millionen Schüler betroffen waren. Es war die erste Aktion dieser Art, seitdem die Regierung von Mauricio Macri im Dezember vorigen Jahres ihre Arbeit aufgenommen hat. Die Lehrer wollen, dass die zu Jahresbeginn geschlossenen Tarifverträge nachgebessert werden. Dies sei notwendig aufgrund der anhaltenden Geldentwertung sowie der gestiegenen Abgaben, die die Regierung zu verantworten habe, begründete der Gewerkschafter Eduardo López die Forderung. Für die Regierung erklärte Bildungsminister Esteban Bullrich, dass die Lehrer durch ihre Streiks der staatlichen Bildung Schaden zufügten. Wenn ein Kind stattdessen auf eine private Schule gehe, habe es pro Jahr 15 Unterrichtstage mehr, so Bullrich. Erst vor wenigen Tagen schreckte eine Studie der Iberoamerikanischen Staaten die Bildungsverantwortlichen auf: Demnach seien argentinische Schüler bezüglich ihres Lernniveaus fünf Jahre hinter der Weltspitze zurück.
Protest der Obstbauern
Zu einer ungewöhnlichen Form des Protestes griffen Obstbauern aus Río Negro und Neuquén. Um ihren Unmut über niedrige Verkaufserlöse zum Ausdruck zu bringen, fuhren rund 70 Obstproduzenten nach Buenos Aires und verteilten am Dienstag auf der Plaza de Mayo gratis Äpfel und Birnen. Die Nachricht sprach sich schnell herum, sodass sich lange Schlangen bildeten, die sich zum Teil über bis zu acht Straßenblöcke hinzogen. Pro Person gab es dann drei oder vier Früchte. Nach gut einer Stunde waren die rund zehn Tonnen Obst, die die Bauern mitgebracht hatten, aufgebraucht. Mit ihrem Protest wollten sie auf die niedrigen Preise hinweisen, die sie durch den Verkauf ihrer Produkte erzielen: Für ein Kilo Äpfel bekommen die Produzenten kaum drei Pesos, während die gleiche Menge dann für 28,10 Pesos im Supermarkt verkauft wird. Bei den Birnen sind die jeweiligen Beträge 2,10 Pesos und 23,50 Pesos. Rund 2000 Obstbetriebe mit mehr als 60.000 Arbeitsplätzen fürchten angesichts dieser Preislage um ihre wirtschaftliche Existenz. Hinzu kommt noch die Steuerlast. Von den umgerechnet 1,2 Millionen US-Dollar, die sie im Jahr erwirtschafteten, streiche der Fiskus zirka 500.000 ein, beklagen sich die Obstbauern. (AT/mc/dpa)
Meinung
Wiederwahl
Die Wiederwahl gewählter Amtsträger ist derzeit diskutiertes Thema in der argentinischen Tagespolitik. Für Präsident und Vize wurde das Thema mit der Verfassungsreform von 1994 gelöst. Vorher amtierten Präsident und Vize sechs Jahre ohne nachfolgende Wiederwahl, anders als in den Vereinigten Staaten, die nach vier Amtszeiten in Folge von Präsident Franklin Delano Roosevelt durch eine Verfassungsreform nur eine Wiederwahl nach vierjähriger erster Wahl zuließ. Danach darf kein Präsident abermals gewählt werden. In Argentinien darf Expräsidentin Cristina Kirchner sich abermals nach zwei Amtszeiten in Folge wieder stellen, US-Präsident Barack Obama nicht. Der Versuch von CFK, durch eine abermalige Reform der Verfassung eine dritte Amtszeit in Folge zu ermöglichen, die ihre Alliierte Diana Conti mit dem Schlagwort „Cristina eterna“ („Ewige Cristina“) verkündet hatte, scheiterte, weil sie keine Zweidrittelmehrheit in beiden Kongresskammern mustern konnte, um besagte Verfassungsreform zu ermöglichen. In allen Provinzen außer Mendoza und Santa Fe sind Wiederwahlen nach zwei Amtszeiten verboten. In Santa Fe, wo eine Wiederwahl nach einer Amtszeit verboten ist, bemüht sich neuerdings der derzeitige Gouverneur Miguel Lifschitz um eine Reform der Provinzverfassung, die ihm eine Wiederwahl nach seiner Amtszeit erlauben würde.
Nationalen Senatoren und Deputierten ist es nicht verboten, sich nach Ablauf ihrer Amtszeit nochmals zur Wahl zu stellen. Anders entschieden dieser Tage Senatoren und Deputierte der Provinz Buenos Aires, deren Gouverneurin María Eugenia Vidal das Gesetz verabschiedete, das Wiederwahlen in Folge nach zwei Amtsperioden verbietet, und zwar für Provinzsenatoren und -deputierte sowie Bürgermeister. In der Provinz mit den meisten Einwohnern in Argentinien amtieren 35 Bürgermeister, denen es künftig verboten ist, sich nach zwei vierjährigen Amtsperioden nochmals als Bürgermeisterkandidaten zu stellen. Darunter gibt es mehrere Bürgermeister, die zwischen 9 und 24 Jahre ihre Wahlämter ausführen. In der Zunkunft ist das verboten. Nur eine vierjährige Amtszeit ist erlaubt.
Diese Entscheidung in der Provinz Buenos Aires dürfte in Zukunft auch auf andere Provinzen abfärben. In Gemeinden, zumal im Landesinneren, pflegen Politiker ihre Laufbahn zu beginnen. Sie stellen sich in ihren Parteien als Kandidaten vor, werden bekannt und möglicherweise gewählt. Mit Wiederwahlen in Folge können sie nachher auch für Provinzämter kandidieren und allenfalls auch später für nationale Wahlämter. Die Begrenzung auf zwei vierjährige Amtszeiten in Folge behindert die gewünschte Laufbahn und ihren Einfluss auf die Politik, sofern es ihnen nicht gelingt, selber eine Stufe nach oben auf die Gliedstaaten zu klettern und dann in der Landespolitik mitzumischen, vorausgesetzt, dass sie ihre Parteien im Griff haben und als Kandidaten aufgestellt werden. Fernsehen, Rundfunk und andere Medien sind dann gefragt, damit sie bekannt werden, als Kandidaten Wahlaussichten haben können, damit sie zu Tagesthemen der Politik Stellung nehmen können und allenfalls gewählt werden. Allerdings ist danach künftig nach zwei Amtszeiten in Folge Schluss.
Meinung
Ärger mit der Tradition
Von Michaela Ehammer
An einem lauen Sommertag sitze ich im Büro, als sich plötzlich die Tür öffnet und ich für den Bruchteil einer Sekunde denke, dass mein Leben zu Ende ist. Vor mir steht eine Person, vermummt am ganzen Körper. Nur die dunklen Augen blitzen hervor.
Das war meine erste persönliche Begegnung mit einer Burka. Im Fernsehen und in Filmen hatte ich schon des Öfteren Menschen mit Ganzkörperschleiern gesehen, doch in meinem gut 5000 Seelen zählenden Dorf hätte ich nie damit gerechnet. Es war ein Schock für mich, genauso wie für die Frau, die eine Reaktion wie meine - nämlich sich mit erhobenen Händen auf dem Boden zu knien - wohl noch nicht erlebt hatte.
Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel äußerte sich vorige Woche mit den Worten, die Vollverschleierung sei integrationsfeindlich und gebe den Frauen kaum die Chance, sich in unserer Gesellschaft zu integrieren. Viele Bürger sowie Politiker pflichten dem bei. Wie sollen sich Menschen mit einer Vollverschleierung in die soziale Gesellschaft eingliedern, wenn ihr Gegenüber schon beim bloßen Anblick in Angst und Schrecken versetzt wird?
Während in Belgien, im Schweizer Kanton Tessin und bereits seit dem Jahr 2011 in Frankreich ein Burka-Verbot herrscht, haben in Deutschland die Gespräche über ein Verschleierungsverbot erst begonnen. Die Unionsinnenminister schürten im Rahmen ihrer „Berliner Erklärung“ das Feuer und gossen Öl in die Flammen. Ob das Burka-Verbot in erster Linie wegen einer Besserung der Integration eingeführt werden oder für mehr Sicherheit sorgen soll, wie Minister von CDU und CSU behaupten, bleibt indessen unklar. Genauso wie die Frage, ob die Flammen bald schon Asche sein werden, oder ob dadurch ein unbändiges Inferno ausgelöst wird.
Für Experten stellt sich diese Frage ohnehin nicht. Ein Verschleierungsverbot für Musliminnen mit dem Ziel besserer Integration sowie einer Terror-Vorbeugung ist aus ihrer Sicht reine Symbolpolitik sowie eine gehörige Portion Aktionismus. Eine Scheinpolitik. Und nur ein weiterer Aspekt, der die Bevölkerung in ihrer Meinung teilt. Für die einen, ein zu begrüßender Vorstoß, für die anderen, ein Dorn im Auge und ein bitterer Rückschlag für die einstige Willkommenskultur.
Nach dem Willen der Unionsinnenminister sollen sich muslimische Frauen in deutschen Gerichten, Ämtern, Schulen oder im Straßenverkehr nicht mehr voll verschleiern dürfen. Sogar Top-Juristen halten dieses Verbot für rechtens. Doch die Burka stellt uns auf die Probe. Wie liberal ist unsere Gesellschaft?
Einen historischen Auftritt lieferte beispielsweise die Ägypterin Doaa Elghobashy in Rio. Bei den diesjährigen Olympischen Spielen, die am Sonntag zu Ende gingen, trat sie im „Burkini“, einem Ganzkörper-Badeanzug, im Beachvolleyball auf. Der Burkini - eine Wortkreuzung aus „Burka“ und „Bikini“ - ist ein Zweiteiler zum Baden, dessen lange Hose und Oberteil Arme und Beine bedecken. Kopf und Hals werden durch den angenähten „Hijood“ - ein Wortspiel aus „Hidschab“ (Kopftuch) und „Hood“ (Haube) - verdeckt. Nur das Gesicht bleibt frei. Während dies in vielen westlichen Ländern für gehörige Irritation gesorgt hat, ist es am anderen Ende der Welt nicht mehr als eine „Teilhabe am öffentlichen Leben“. In Australien, dem Geburtsland des Burkini, ist das Tragen seit dem Beginn im Jahre 2004 mittlerweile keine Seltenheit mehr. Auch die 19-jährige Elghobashy stört es nicht. Im Gegenteil, für sie ist es ganz normaler Alltag, und eine Verschleierung hindere sie nicht daran, das zu tun, was ihr Spaß mache. Dass Elghobashy in Rio verhüllt spielen durfte, ist einer Lockerung der Kleiderordnung zu verdanken, die vor den Olympischen Spielen 2012 in London in Kraft getreten ist mit dem Ziel, Frauen aus aller Welt zur Ausübung des Sports zu animieren.
Viele Menschen in Europa verbinden den Ganzkörperschleier mit einem religiösen Kleidungsstück des Islams und den Islam wiederum mit Terroristen, die mehr denn je für Angst und Schrecken sorgen. Sich in langen Kleidern zu verhüllen und den Kopf mit einem Hidschab zu schützen, führt jedoch vielmehr auf ein Gebot der Vernunft, in der sengend heißen Hitze und bei trockenem Klima auf diese Art seinen Körper zu schützen, zurück, als auf religiöse Gepflogenheiten, und hat in der arabischen Welt eine lange Tradition. Eine Tradition, die viel älter ist, als der Islam selbst. Sogar Islamexperten zufolge lässt sich keine Burka-Pflicht für Frauen aus dem Koran herleiten.
Obwohl die Vorschrift, eine Burka tragen zu müssen, in vielen Ländern, wie beispielsweise Afghanistan, bereits aufgehoben wurde, wagen es dennoch nach wie vor nur sehr wenige Frauen, das eigene Haus ohne Verschleierung zu verlassen: Ob aus Sorge um ihre persönliche Sicherheit, um ihren Ruf zu wahren, aus Gründen der Frömmigkeit oder aus Bewahrung einer alten Tradition. Der freie Wille der Frauen, eine Burka zu tragen, sollte also in der westlichen Welt respektiert werden, um gerade in Zeiten wie diesen ein weiteres Zeichen der Solidarität und Völkerverständigung zu setzen.
Meinung
Randglossen
Neuerdings werden Präsident Mauricio Macri und Gouverneurin der Provinz Buenos Aires María Eugenia Vidal als mögliches Ziel von Attentaten gemeldet, allerdings ohne dass mitgeteilt wird, um wen es sich dabei konkret als Täter handelt. Moderne Kommunikationsmedien per Internet erreichen damit, dass die Öffentlichkeit Notiz nimmt, und sorgen für Unruhe. Argentinien war seit den Attentaten gegen die israelische Botschaft und das jüdische Hilfswerk AMIA vor zwei Jahrzenten von neuen Terrorakten wie im Nahen Osten, in den USA, Nigeria, Frankreich und Belgien verschont geblieben. Anonyme Attentatsgerüchte passen sicherlich nicht in dieses Bild. Innenpolitik wurde bisher mit traditionellen Methoden praktiziert, die Gewalt ausschließen.
Frische Äpfel aus Río Negro wurden auf der Plaza de Mayo verschenkt, weil die Preise gefallen waren und nach Erklärungen der Produzenten die Kosten nicht mehr gedeckt würden. Mit diesem eigenartigen Schauspiel haben die Apfelproduzenten die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf ihr Problem gelenkt. Der Grund liegt freilich woanders. Brasilien und Russland als Hauptexportmärkte für Äpfel kaufen dieses Jahr weniger als zuvor, so dass Kunden entfallen. Die Apfelproduzenten empfehlen zum Schutz ihrer Produktion, dass die Nationalregierung ähnlich wie bei Yerba Mate in Misiones und Corrientes eingreift und für die gewünschten Apfelpreise sorgt, die der Markt bei geringeren Exporten verweigert. Diese Zusammenhänge wurden freilich nicht erklärt, derweil auch die Regierung sich nicht zum Thema äußert.
So ähnlich wie bei erwähntem Protest der Obstbauern dürfte es wohl auch in der einstigen Sowjetunion oder der DDR ausgesehen haben, wenn es ausnahmsweise mal Bananen oder sonstige Südfrüchte gab: Menschenschlangen, die sich über ganze Straßenblöcke erstrecken in der Erwartung, eine seltene Delikatesse zu ergattern. Auf der Plaza de Mayo nahmen Hunderte Menschen langes Anstehen in Kauf, um von den Obstbauern drei oder vier Äpfel bzw. Birnen geschenkt zu bekommen. Ob Erfolg und Aufwand in einem vernünftigen Verhältnis zueinander stehen, sei dahingestellt. Zumindest aber wirft die kuriose Demo nicht nur ein Schlaglicht darauf, wie unzufrieden die Fruchtproduzenten sind, sondern auch darauf, wie teuer Obst geworden ist und wie wirtschaftlich schlecht es vielen Menschen offensichtlich gehen muss, dass sie so langes Schlangestehen für einige wenige Äpfel oder Birnen in Kauf nehmen.
An den Flughäfen der Welt werden die Sicherheitsvorkehrungen angesichts zunehmender Terrorbedrohung immer schärfer. Mühsam für die Flugreisenden, sich der Strapazen zu unterziehen, aber für seine Sicherheit tut man es ja gerne. Nur in Russland ist mal wieder alles anders. In Moskau kann man auf dem Weg zum Flieger seit neuestem noch schnell ein nachgebautes Sturmgewehr für den Sohnemann oder das Töchterchen kaufen: Der russische Waffenhersteller Kalaschnikow hat am größten Hauptstadt-Flughafen Scheremetjewo seinen ersten Souvenirladen mit Attrappen eröffnet. „Kalaschnikow ist eine der bekanntesten Marken, die den meisten Menschen in den Sinn kommen, wenn sie an Russland denken“, teilte Marketingdirektor Wladimir Dmitrijew mit. Neben den martialisch wirkenden - aber ungefährlichen - Nachbildungen echter Schusswaffen bietet Kalaschnikow den Reisenden auch modisch designte Tarnkleidung und Accessoires an. Na super! Da kann man ja gleich in die Tarnklamotten schlüpfen und die Plastikknarre durch die Sicherheitsschleusen schmuggeln! So wird man wenigstens nicht aufgehalten.
Wirtschaft
Überweisungen von u$s 492 Mio. von K-Strohmännern aufgedeckt
Der Journalist Jorge Lanata und die Zeitung Clarín haben bekanntgegeben, dass die ehemalige Präsidentin, Cristina Elisabet Fernández Wilhelm de Kirchner, und ihr verstorbener Gatte, Néstor Carlos Kirchner, über zahlreiche Firmen, die von ihren Strohmännern gegründet wurden, insgesamt einen Betrag von u$s 492 Mio. unter Banken und auch Finanzgesellschaften in Steuerparadiesen im Auftrag von 21 natürlichen Personen und K-Firmen überwiesen haben. Die Akten umfassen 3. 500 Seiten und beziehen sich auf mehrere tausend Bankgeschäfte.
Die Information hatten Geierfonds von sechs Banken erhalten, als sie sich bemühten, Aktiven des argentinischen Staates aufzudecken, die sie beschlagnahmen könnten. Diese Information, die die Zeitung Clarín schon zum Teil 2014 bekanntgegeben hatte, wurde auch der 2010 ernannten Leiterin der Staatsanwälte, die sich um die wirtschaftlichen Staatsinteressen kümmern (Procuradora del Tesoro), Angelina Abbona übergeben. Abbona war Nachbarin der Kirchners in Rio Gallegos gewesen, und sie kannten sich gut. CFK befahl ihr, diese Akten nicht zu bearbeiten, wie es ihre Pflicht war, sondern sie zu zerstören oder verstecken. Sie trat vor dem Regierungswechsel zurück und hat gemäss Befehl einen Teil der Akten mit nach Hause genommen. Der von Macri ernannte Leiter dieses Amtes, Carlos Balbín, hat ihr jetzt angeordnet, die Akten zurückzubringen. Der Staatsanwalt Guillermo Marijuan, der sich mit dem Fall Lázaro Báez befasst, und im weiteren Sinn mit der sogenannten „Route des K-Geldes“, hat jetzt Frau Abbona der „Verheimlichung verbrecherischer Tätigkeiten“ (encubrimiento) angeklagt, und von Richter Sebastián Casanello gefordert, dass sie vorgeladen wird. Das dürfte für sie peinlich sein und könnte strafrechliche Konsequenzen haben, aber auch für Cristina Kirchner. Abbona ist seit Dezember Staasanwältin der Provinzverwaltung von Santa Cruz, was jedoch kein Grund ist, um gerichtliche Vorladungen nicht zu befolgen.
Unter den Personen, die bei diesen Überweisungen erwähnt werden, stehen folgende, die zur bekanntenn K-Gruppe gehören: Martín Báez, Sohn von Lázaro Báez; Ernesto Clarens, der Financier von Néstor Kirchner; Jorge Chueco, Anwalt von Báez und Leiter der Finanzgesellschaft SGI (der heute mit Lázaro Báez im Gefängnis von Ezeiza sitzt); Federico Elaskar, ehemaliger Inhaber der Finanzfirma, die „La Rosadita“ getauft wurde; der Börsenmakler Jorge Galitis; der Anwalt Edgardo Levita. Die verschiedenen Finanzgesellschaften, die dabei tätig waren, und auch die 123 Unternehmen des K-Strohmannes Lázaro Báez, fliessen im Holding Aldine zusammen, mit Sitz in den Seychellen-Inseln. Bei einem Rückflug von Vietnam, wo CFK zu einem Staatsbesuch anwesend war, machte das Flugzeug eine Zwischenlandung in diesem Ferienort und Steuerparadies, was CFK erlaubte, ein Konto ihres verstorbenen Gatten auf ihren Namen zu übertragen. Diese Zwischenlandung hatte sonst keinen Sinn, weil das Flugzeug dort nicht tanken konnte.
Die Überweisungen, die jetzt aufgedeckt wurden, erfolgten zwischen Banken, die sich in verschiedenen Ländern befinden, angefangen die USA, auch solche des Staates Nevada, der für verdächtige Finanzgeschäfte besonders günstig ist. Selbstverständlich ist die Schweiz, auch dabei, aber auch Russland, China,Virgin Islands u. a. Steuerparadiese. Diese grossen Geldbewegungen stellen eine klassische Form der Geldwäsche dar, da die Banken dabei schliesslich nicht wissen, von wem die Mittel ursprünglich stammen.
Bei den Prozessen, die jetzt in Gang kommen, geht es einmal um Geldwäsche und eventuell auch Steuerhinterziehung der verschiedenen Beteiligten. Aber im Wesen geht es um den Nachweis, dass das Geld schliesslich CFK gehört, und die Personen, die dabei erwähnt werden, Strohmänner oder Partner der Kirchners waren.
Wirtschaft
Stark gestiegenes Staatsdefizit im Juli
Das primäre Defizit der Finanzen des Nationalstaates (bei dem Zinsen auf die Staatsschuld nicht berücksichtigt werden) erreichte im Juli 2016 $ 25,71 Mrd., 89% mehr als die $ 13,61 Mrd. vom Juli 2015. Somit lag das primäre Defizit in 7 Monaten 2016 mit $ 146,91 Mrd., 37% über dem Vorjahr. Dieses Defizit stellt nach der offiziellen Information 3,5% des Bruttoinlandsproduktes dar. Im Vorjahr waren es 3,4%. Für ganz 2016 ist ein primäres Defizit von $ 358 Mrd. vorgesehen, was 4,8% des BIP entspricht. Nach dieser Rechnung verbleibt noch eine Defizitmarge von $ 211 Mrd. für die fehlenden 5 Monate 2016.
Das echte Defizit (das als „finanziell“ bezeichnet wird), bei dem sowohl Zinsen wie auch der Zuschuss aus dem ZB-Gewinn und dem Rentnerfonds der ANSeS berücksichtigt werden, erreichte im Juli $ 27,58 Mrd., gegen nur $ 1,04 Mrd. im Vorjahr. In 7 Monaten 2016 lag das echte Defizit mit $ 160,80 Mrd. um 48% über dem Vorjahr. Hier hat sich die zusätzliche Zinslast direkt ausgewirkt, die sich aus der Schuldenregelung mit den Holdouts ergeben hat, wobei auch Dollarzinsen auf Staatsschulden in Pesos auch wegen der Abwertung stark zugenommen haben.
Die laufenden Einnahmen lagen im Juli um 22,2% über dem Vorjahr und erreichten $ 142,92 Mrd. Hier haben sich die Abschaffung, bzw. Verringerung, der Exportzölle und die Erhöhung des steuerfreien Minimums bei der Einkommenssteuer, und auch die Rezession, ausgewirkt. Die Ausgaben lagen mit $ 168,64 Mrd. um 30,7% über dem Vorjahr. Die Zunahme der Ausgaben erklärt sich vorwiegend durch die Renterhöhung und die Zunahme der Zahl der Rentner, und auch durch höhere Subventionen für öffentliche Dienste. Hingegen lagen die Kapitalausgaben, die sich auf öffentliche Investitionen beziehen, im Juli um 10% unter dem Vorjahr. In 7 Monaten 2016 lagen die Staatseinnahmen um 26% und die gesamten Ausgaben um 27,5% über dem Vorjahr.
Die Macri-Regierung hat die bisherige Methodologie beibehalten, bei der die Abhebung des ZB-Gewinnes und des Gewinnes des Rentner-Fonds als echte Einnahmen gebucht werden. Indessen handelt es sich bei der ZB um einen Buchgewinn, der sich wegen der Abwertung beim Pesobetrag der Reserven ergibt. Und beim Rentnerfonds der ANSeS handelt es sich um Mittel, die für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimnmt sind. Somit ist das echte Defizit in Wirklichkeit viel höher. Wenn jetzt noch Staatsinvestitionen hinzukommen, die nach und nach in Gang kommen, dass steigt das echte Defizit, richtig berechnet, noch viel mehr und kann leicht 8% oder sogar 10% des BIP erreichen, was dann auch die Banken im Ausland dazu führen dürfte, Kredite für Argentinien zu bremsen. Doch auf alle Fälle verheisst dies eine noch höhere Geldschöpfung.
Wirtschaft
Arbeitslosigkeit bei 9,3%
Das Statistische Amt (INDEC) hat am Dienstag bekanntgegeben, dass die Arbeitslosigkeit im 2. Quartal 2016 9,3% der aktiven Bevölkerung beträgt (diejenigen, die effektiv arbeiten plus diejenigen, die arbeiten wollen, aber keine bezahlte Beschäftigung haben). Die Zahl wurde durch eine Erhebung bei 31 städtischen Ballungsgebieten ermittelt, die dann auf das ganze Land hochgerechnet wurde. Das ergibt in diesen Gebieten 1,16 Mio. Menschen, die bei der Hochrechnung auf 1,55 Mio. steigen. Das wären 450.000 mehr als bei der letzten offiziellen Ermittlung, die sich auf das 3. Quartal 2015 bezieht. Es lässt sich nicht sagen, ob es sich um eine Zunahme der Arbeitslosen oder um eine Fälschung der Arbeitslosenzahl des INDEC unter den Kirchners handelt. Denn die Zahl von 5,9% für das 3. Quartal 2015 ist nicht glaubhaft, nachdem die aktive Bevölkerung gemäss der neuen Erhebung 12,5 Mio. Personen beträgt, während das INDEC im 3. Quartal 2015 11,9 Mio. angegeben hatte.
Die Arbeitslosigkeit beträgt bei Männern 8,5%, bei Frauen 10,5%. Bei Menschen unter 29 Jahren beläuft sich der Koeffizient auf 18,9%, von 30 auf 64 Jahren auf 5,8% und darüber hinaus auf 4,4%. Dies zeigt deutlich, dass die Eingliederung der jungen Menschen in den Arbeitsprozess auf Schwierigkeiten stösst.
Das INDEC hat dieses Mal einen neuen Datenwert vorgelegt, nämlich die Zahl derjenigen, die nicht voll beschäftigt sind oder einfach mehr arbeiten wollen oder eine bessere Beschäftigung suchen. Dieser Koeffizient liegt bei 31,2% der aktiven Bevölkerung, was 5,4 Mio. Personen entspricht. Der Arbeitsmarkt setzt sich somit folgendermassen zusammen: 14,1 Mio. Vollbeschäftigte, 2 Mio. Unterbeschäftigte (11,2%), und 3,4 Mio. Personen, die mehr arbeiten wollen. Die Schwarzarbeit umfasst 33,4% der Beschäftigten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,15, gegen $ 15,02 eine Woche zuvor, und 12% über Ende 2015. Die ZB-Reserven betrugen u$s 31,85 Mrd. gegen u$s 32,09 in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.16 bei $ 15,25, zum 30.12.16 bei $ 16,11, zum 31.3.17 bei $ 16,90 und zum 31.5.17 bei $ 17,41. Der Kurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 22,77%.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires lag zum Mittwoch um 2,88% unter der Vorwoche, aber immer noch 36,48% über Ende Dezember 2015.
***
Die argentinischen Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch allgemein einen leichten Rückgang. Argentina 2019 verzeichnet -0,79%, Argentina 2021 -0,48%, Argentina 2016 -0,58%, Argentina 2016 -2,17% und Bonar 2014 -1,95%.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,30 gehandelt (Vorwoche: $ 280,15), und bei 24 Karat zu $ 400,43 ($ 400,33).
***
Die Geldmenge, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf und Depositen der Banken bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 22.8.16 um 29,53%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, um 19,95%.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 22.8.16 um 22,22% auf $ 1,31 Mrd., und die gesamten Pesokredite nahmen um 23,35% auf $ 882,55 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 52,51% auf u$s 15,99 Mrd., und die Dollarkredite um 74,80% auf u$s 7,49 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 66,86% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich 46,28%.
***
Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit (EMAE, Estimador mensual de la actividad económica), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, lag im Juni 2016 um 4,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 0,3% unter Mai 2016. Die interanuellen Veränderungen waren im Laufe dieses Jahres wie folgt: Januar: +0,3%; Februar: +1%; März: +0,4%; April: -2,1%; Mai: -2,1%; Juni: -4,3%. Die Tendenz war somit im Laufe dieses Jahres betont rückläufig.
***
Der Index der Industrieproduktion, den die Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner berechnet, lag im Juli um 6,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, womit die ersten 7 Monate um 2% unter dem Vorjahr lagen. Im Juli lag die Nahrungsmittelproduktion um 16,2% unter dem Vorjahr und die von Getränken und Zigaretten war um 11,9% niedriger.
***
Die Handelsbilanz verzeichnet im Juli einen Überschuss von u$s 270 Mio. und in 7 Monaten einen von u$s 754 Mio. Die Importe lagen im Juli mit u$s 4,69 Mrd. um 17,3% und die Exporte mit u$s 4,96 Mrd. um 10,9% unter dem Vorjahr. In 7 Monaten 2016 lagen die Importe um 7,7% unter dem Vorjahr, wobei jedoch Konsumgüter eine Zunahme von 8,3% und Automobile eine von 30,1% erfuhren. Die Exporte nahmen in 7 Monaten 2016 im interanuellen Vergleich um 3,9% ab, wobei jedoch primäre Produkte (Landwirtschaft und Bergbau) eine Zunahme von 9,6% verzeichnen, reine Industrieprodukte hingegen eine Abnahme von 15,3%.
***
Kabinettschef Marcos Peña gab bekannt, dass der Garantiefonds der Rentner $ 895 Mrd. betrage, von denen $ 391 Mrd. in Staatspapieren angelegt seien. Der Fonds besitzt keine Staatsbonds Bonar und Global 2017, nachdem in den letzten Wochen der vorangehenden Regierung diese Papiere auf dem Mark zu Schleuderpreisen verkauft wurden (für einen Betrag von fast $ 6 Mrd.) um den Wechselkurs zu drücken, der sich bei Überweisungen über Staatspapiere („contado con liqui“) ergibt, der als Referenz für den Schwarzkurs gilt. Der Fonds besitzt auch Aktien für $ 96,48 Mrd. und Anteile an Investmentmentfonds für $ 28,52 Mrd. Fristdepositen bei Banken machen $ 13,96 Mrd. aus.
***
Präsident Mauricio Macri hat im Saal von Tecnópolis ein Projekt für Unternehmer vorgestellt, die neue Firmen gründen. Der Untertstaatssekretär für Unternehmen im Produktionsministerium, Mariano Mayer, gab bekannt, dass eine neue Gesellschaftsform geschaffen werde, die „vereinfachte Aktiengesellschaft“, die per Internet in einem Tag gegründet werden kann.
***
Die AFIP hat durch Mitteilung 4/2016 bestimmt, dass die Vergütung, die ein Arbeitnehmer bei freiwilligem Rückzug oder Entlassung erhält, nicht von der Gewinnsteuer erfasst wird. Sollte die AFIP die Steuer schon einbehalten haben, ist der Betroffene befugt, die Rückgabe des Betrages zu fordern.
***
Die Rohstahlproduktion lag im Juli mit 356.100 Tonnen um 17,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat. In 7 Monaten 2016 war sie um 15,7% niedriger als im Vorjahr.
***
Die Regierung hat durch Gesetz 26.940 vom Jahr 2014 geschaffene System der Förderung der Beschäftigung durch kleine Unternehmen für ein Jahr verlängert. Das System sieht eine Verringerung der Beiträge zum Pensionierungsystem, zum PAMI, zum nationalen Beschäftigungsfonds, zum Familienlohn und zum Register der landwirtlichen Arbeiter vor. Unternehmen mit bis zu 15 Arbeitern zahlen für neue Arbeitnehmer ein Jahr lang keine Beiträge, und dann nur 25% der Beiträge im zweiten Jahr. Unternehmen mit bis zu 80 Arbeitnehmern zahlen in beiden Jahren 50% der Beiträge. Das Dekret, das die Verlängerung bestimmt, weist darauf hin, dass über 50% der Arbeitsplätze, die seit Bestehen dieses Gesetzes geschaffen wurden, die genannten Vorteile genutzt haben.
***
Die Abteilung für Landwirtschaft und Ernährung der Vereinten Nationen, die FAO, hat in einer Studie ermittelt, dass in Argentinien 6,9 Mio. ha. bewässert werden können, was eine Investition von u$s 31,16 Mrd. beanspruchen würde. Mit Bewässerung in trockenen Gegenden könnte die Gesamternte um gut 10 Mio. Tonnen erhöht werden. Ob die Wirtschaftlichkeitsrechnung aufgeht, und unter welchen Kreditbedingungen, ist eine andere Frage.
***
Trockenmilch ist auf dem Weltmarkt in den letzten Woche um 20% auf u$s 2. 700 pro Tonne gestiegen, was auf hohe Importe von China zurückzuführen ist. Dieser Preis ist noch weit entfernt von den u$s 5. 000, die vor einigen Jahren erzielt wurden, liegt aber über dem der letzten Jahre. Für die argentinische Milchwirtschaft ist dies von entscheidender Bedeutung, da mit Trockenmilch, für deren Erzeugung hohe ungenutze Kapazitäten bestehen, der Produktionsüberschuss aufgesogen werden kann, und die Milchlandwirte einen angemessenen Preis erhalten können.
***
In der Provinz Santa Fé haben dieses Jahr 500 landwirtschaftliche Milchbetriebe geschlossen, hat die Universität der Provinz ermittelt. Es verbleiben somit in Santa Fé 3. 500 Milchbetriebe, von landesweit 10.500. Zur Wirkung des niedrigen Milchpreises kam die grosse Überschwemmung hinzu, die die Milchgegend vor einigen Monaten stark geschädigt hat.
***
In den ersten 7 Monaten 2016 wurden 700.000 t Äpfel aus Chile importiert, gegen nur 112.000 Tonnen in der gleichen Vorjahresperiode. Es erscheint merkwürdig, dass Äpfel ausgerechnet jetzt importiert werden, wo eine hohe Überproduktion besteht und gelegentlich Äpfel in diesem und dem vorangehenden Jahr nicht einmal geerntet wurden. Dieses Jahr wurden auch Erdbeeren, Orangen u. a. landwirtschaftliche Produkte importiert, die im Land ausreichend produziert werden. Ebenfalls wurde Schweinefleisch und Schinken aus Brasilien in höherem Umfang importiert, was auch zu Lasten der lokalen Produzenten geht. Diese Importe weisen einmal auf einen erneut zurückgebliebenen Wechselkurs hin. Doch das Problem, für das die Regierung bisher keine Anwort hatte, geht weit darüber hinaus.
***
Im 1. Halbjahr ging die Zahl der einreisenden Touristen u. a. gegenüber dem Vorjahr um 6,6% auf 2,81 Mio. zurück, gab das Tourismusministerium bekannt. Hingegen ist die Zahl der Auslandsreisenden um 35,5% auf 5,76 Mio. gestiegen. Bei den einreisenden Touristen nahm die Zahl derjenigen, die von Brasilien kamen, stark ab, während Touristen und Geschäftsleute aus den USA um 17,6% zunahmen, und Touristen aus Australien und Neuseeland um 72,1%. Im Fall der Vereinigten Staaten hat sich auch die Abschaffung der Gebühr von u$s 140 ausgewirkt.
***
Die ZB hat beschlossen, die Kontoidentifizierung CBU (clave bancaria uniforme) durch einen neuen „alfanumerischen“ Kodex von 14 Stellen zu ersetzen. Statt nur Nummern könne jetzt auch Buchstaben verwendet werden. So kann ein Name, den der Kontinhaber leicht erinnern kann, mit einer ihm ebenfalls geläufigen Nummer verwendet werden. Die Mitteilung A 6. 044 bestimmt, dass die Banken in der zweiten Dezemberhälfte das System einführen müssen.
***
Die Gesellschaft für Arbeitsrisikoversicherung (ART), die der Gewerkschaft der Hauswarte (geleitet von Victor Santa María) gehört, wurde von der zuständigen Behörde geschlossen und aufgelöst.
***
Der Wirtschafter und Energieexperte Alieto Guadagni weist in einem Artikel in der Zeitung „El Cronista Comercial“ (23. 8. 16) darauf hin, dass die Kapazität der Kraftwerke insgesamt zwischen Ende 2002 und 2015 um 37,8% gestiegen sei, aber die Nachfrage (gemessen an MW) um 77,6% und die Stromerzeugung (gemesen in MWSt.) um 81,6% zugenommen haben. Der Planungsminister der K-Regierungen, Julio de Vido, der jetzt Deputierter und Vorsitzender der Energiekommission ist, erklärte, in den 12 Jahren seiner Amtszeit seien 12.000 MW eingerichtet worden. Doch Guadagni stellt fest, dass laut offiziellen Zahlen die Gesamtkapazität Ende 2002 23.616 MW betrug, und Ende 2015 auf 32.559 MW gestiegen war, also nur um 8.943 MW., 3.000 MW weniger als De Vido angegeben hat. Guadagni wies auch darauf hin, dass die Zahl der Unterbrechungen bei der Stromlieferungen in Gross Buenos Aires sich zwischen 2003 und 2014 verdoppelt habe, und die Dauer der Pannen von durchschnttlich 6 auf 33 Stunden gestiegen sei.
***
Das statistische Amt der Stadt Buenos Aires rechnet jetzt als Folge der Annullierung der Zunahme des Gastarifs für August mit einer Nullinflation, womit die 12-Monatsrate von 47,2% auf 44,6% sinkt.
***
Die ZB hat am Montag eine Tabelle mit den Provisionen („comisiones“) veröffentlicht, die die Banken für ihre Dienste erheben. Für die Erhaltung eines Kontokorrentkontos liegt der Durchschnitt bei $ 167. 39 pro Monat, mit einem niedrigsten Wert von $ 36. 30 und einem höchsten von $ 283,14. Für ein Scheckbuch mit 50 Schecks liegt der Durchschnitt bei $ 141,12, mit einem Höchstwert von $ 314,60 und einem niedrigsten Wert von $ 29,04%. Die Zinsen auf negative Kontokorrentsaldi liegen durchschnittlich bei 43%, mit einem Höchstwert von 95,9% und einem niedrigsten Wert von 65,52%. Durch Mitteilung A 5928 sind die Banken verpflichtet, ihren Kunden die Provisionen bekanntzugeben. Die Daten für alle Banken sind erhältlich über: http//www. bcra. gob. ar /BCRA&Vos /Comparacion. de. Comisiones. asp.
***
Bei den ersten zwei Ausschreibungen für die Verwendung landwirtschaftlicher Güter der Streitkräfte haben sich Cresud (vom Elsztain-Konzern) und die Familie Uribelarrea gemeldet. Die erstgenannte Firma bearbeitet schon 211.776 ha und die zweite ca. 150.000 ha. Es ging jetzt um 9.806 ha in der Provinz Córdoba, wobei es Offerten für 7.096 ha gab, die für den Anbau von Sojabohne und Mais eingesetzt werden sollen. 2013 hatte die Regierung von CFK verfügt, dass die landwirtschaftlichen Immobilien der Streitkräfte vom Staat betrieben werden, wobei in der Praxis kaum etwas geschah, und das meiste Land brach liegen blieb oder sogar „scharz“ für Viehmästung eingesetzt wurde. Das wurde jetzt geändert, so dass die ca. 30.000 Ha, um die es insgesamt geht, an private Unternehmen verpachtet werden.
***
Der landesweite Stromkonsum lag im Juli 2016 mit 11.922,8 GWSt. um 0,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, hat die Stiftung Fundelec bekanntgegeben. In 7 Monaten 2016 lag der Stromkonsum um 3% über dem Vorjahr. Im Juli betrug die Durchschnittstemperatur im ganzen Land 10,9 Grad, gegen 12,7 Grad eine Jahr zuvor und 11,1 Grad als langfristiger Durchschnitt. Bei niedrigeren Temperaturen steigt der Stromkonsum der Haushalte. Das wurde durch den geringeren Verbrauch der Industrie ausgeglichen. Im Juli 2016 stammte 67,8% des Stromes von Wärmekraftwerken und 23,77% von Wasserkraftwerken. Die verbleibenden 9% entfielen auf Kernkraftwerke und zum geringeren Teil auf Windkraftanlagen. Was in der Statistik nicht eingeschlossen ist, ist die Stromerzeugung aus eigenen Anlagen von Unternehmen, und auch von Sonnenanlagen auf den Dächern von Wohnungen.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag hat die ZB den Zinssatz um 0,50 Prozentpunkte gesenkt. Die Offerten betrugen $ 74,48 Mrd., von denen $ 71,47 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen bestehende Lebac in Höhe von $ 77,92 Mrd., so dass der Bestand um $ 6,45 Mrd. abnahm. Für Lebac auf 35 Tage ($ 52,58 Mrd.) betrug der Zinssatz 28,75%, für 63 Tage ($ 6,50 Mrd.) 27,90%, für 98 Tage ($ 4,47 Mrd.) 27,30%, für 119 Tage ($ 1,68 Mrd.) 27%, für 147 Tage ($ 2,34 Mrd.) 26,70%, für 203 Tage ($ 1,18 Mrd.) 26,74%, und für 252 Tage ($ 2,72 Mrd.) 26%. Der Lebac-Bestand der ZB wird immer kurzfristiger, so dass der Lebac-Betrag, der wöchentlich verfällt, zunehmend steigt.
***
Die Produktion der Nahrungsmittelindustrie, ohne Speiseöl, lag im 1. Halbjahr 2016 um 6% unter dem Vorjahr, hat der Verband Copal ermittelt. Die Veränderungen waren im einzelnen wie folgt: Fischerei: -16,9%, alkoholfreie Getränke: -13,3%, Wein: -11,1%; Brot und Teigwaren: -8.9%; Weizenmehl: -8,9%. Doch wenn Speiseöl eingeschlossen wird, das eine Zunahme von 19,2% verzeichnet, so ergibt sich gesamthaft eine interanuelle Zunahme von 0,8%.
***
Der K-Unternehmer Cristóbal López schuldet über sein Erdölunternehmen Oil Combustibles dem Steueramt $ 8 Mrd., was zum jeweils geltenden Wechselkurs über eine Milliarde Dollar ausmacht. Es handelt sich um die Brennstoffsteuer, die die Firma für Rechnung der AFIP einbehält und kurzfristig abliefern muss. Doch López hatte von AFIP-Direktor Ricardo Echegaray die Genehmigung erhalten, den Betrag in langfristigen Raten zu zahlen, was in diesem Fall gesetzlich nicht zugelassen ist, da es sich nicht um eine eigene Steuer handelt, sondern um eine, die das Unternehmen für Rechnung eines Dritten kassiert. Da López das Geld inzwischen in allerlei Unternehmenskäufen angelegt hat, kann er den Betrag nicht zurückzahlen. Daraufhin hat er in Santa Cruz, wo die Firma Oil eingetragen ist, Konkurs gemeldet. Dagegen hat die AFIP jedoch Berufung eingelegt, und der Oberste Gerichtshof hat ihr Recht gegeben. Jetzt ist der Holding Indalo, der die verschiedenen Unternehmen von C. López umfasst, verantwortlich, und wird beim Konkurs voll erfasst. Doch auch wenn López jetzt all seine Unternehmen liquidiert, kann er den Betrag, den er der AFIP schuldet, nicht voll bezahlen. Abgesehen davon, trägt auch Echegaray am Fall eine strafrechtliche Verantwortung, die er eventuell auf Cristina Kirchner übertragen kann, die ihm bestimmt die Anweisung gegeben hat, López ein so grosszügiges Geschenk zu machen. Auch dieser Fall gehört zur Kirchner-Megakorruption.
***
Die Regierung wird ein Gesetzesprojekt im Kongress einbringen, das die Steuerzahler zwingt, eine elektronische Adresse anzugeben, was sich konkret auf eine Internet-Adresse und auch die Telefonnummer bezieht.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Bei der Ausschreibung der chilenischen Regierung für die Zuteilung von Konzessionen für konventionelle Kraftwerke und solche, die mit erneuerbaren Energien tätig sind, für die Periode 2010 bis 2041, haben fünf spanische Unternehmen den Zuschlag für 1. 400 MW erhalten, was 16% der zusätzlichen Stromerzeugung darstellt. Es handelt sich um Gas Natural Fenosa, Ibereólica, Acciona, Cox Energy, Slarpack und OPDE. Ein weiterer Zuschlag erfolgte an Enel über die chilenische Filiale Endesa Chile, eine Tochtergesellschaft von Endesa España. Die Regierung erwartet von dieser Ausschreibung einer Verbilligung des Stromes um bis zu 20%. Der verpflichtete Durchschnittspreis liegt bei u$s 47,6 je MWSt., was weniger als in Spanien ist.
***
Nachdem sich Argentinien der Position von Brasilien und Paraguay angeschlossen hat, die Präsidentschaft des Mercosur durch Venezuela nicht zuzulassen, ist Uruguay in diesem Verein allein für Venezuela verblieben. Vor der Absetzung von Dilma Rousseff hatte sich Brasilien für Venezuela ausgesprochen. Venezuela qualifiziert politisch nicht für den Vorsitz des Mercosur, und macht gegenwärtig auch eine extreme Wirtschaftskrise durch, die ihr auch die Einhaltung der Mercosur-Regeln bezüglich interregionalem Aussenhandel erschwert.
***
Die uruguayische Regierung hat ein Gesetzesprojekt bekanntgegeben, das die Banken zwingt, dem Steueramt über Konten von Personen und Firmen zu berichten, die im Ausland wohnhaft sind. Argentinien ist das am meisten durch dies betroffene Land, da deren Einwohner mit u$s 3,38 Mrd., gleich 74% der gesamten ausländischen Depositen, an erster Stelle bei den ausländischen Bankdepositen stehen. In den letzten 5 Jahren sind die argentinischen Depositen bei uruguayischen Banken um 52% gestiegen (u$s 1,15 Mrd.). Indessen haben Uruguay und Argentinien noch kein Abkommen über automatischen Austausch dieser Information über Bankkonten unterzeichnet, so dass die Angaben der Banken vorläufig beim urugayischen Steueramt verbleiben. Doch gelegentlich dürfte sich dies ändern. Das neue Gesetzesprojekt dürfte viele Inhaber von Konten in Uruguay, die schwarz sind, dazu bewegen, sie jetzt in Argentinien weisszuwaschen.
***
Der Präsident des brasiliaschen Kfz-Verbandes, Antonio Meale, schätzte, dass die gesamte Produktion von Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern im Jahr 2016 um 5,5% auf 2,3 Mio. Einheiten zurückgehen werde, wobei der Verkauf jedoch um 19% auf 2,08 Mio. sinken werde. Die Differenz zwischen Produktion und Verkauf ist vorwiegend auf die Tatsache zurückzuführen, dass mehr Kfz nach Argentinien exportiert als importiert werden.
***
Brasilien wies 2015 einen BIP-Rückgang von 3,2% auf, und für 2016 erwarten private Wirtschaftler einen von 3,2%, bei einer Inflation von 7,31%. Doch für 2017 rechnen die gleichen Wirtschaftler mit einer BIP-Zunahme von 1,2% und einer Inflation von 5,12%. Sie rechnen auch damit, dass der Referenzzinssatz von gegenwärtig 14,25% Ende 2016 auf 13,75% und 2017 auf 11% sinkt. Die brasiliaschen Finanzbehören haben vor Jahren schon ein Inflationsziel von 4,5% jährlich bestimmt, mit einer Toleranzgrenze von 6,5%, die jetzt für 2017 auf 6% herabgesetzt wird.
***
Geschäftsnachrichten
Hausler
Geschäftsführer, Juan Piantoni.
Hausler, eine Firma mit privaten Schließfächern, hat am 1. August ihr zweijähriges Bestehen gefeiert. Neben dem Hauptsitz im Zentrum von Buenos Aires ist die Firma auch seit eineinhalb Jahren in Pilar sowie seit sechs Monaten in Córdoba vertreten. Neue Anlagen sind für Rosario und den Ortsteil Belgrano in Buenos Aires geplant. Das Management der Firma Hausler besteht aus erfahrenen Experten aus der Finanzwelt, des Bankensektors und des Einzelhandels. Hausler gewährt maximale Sicherheit, strengste Vertraulichkeit, optimalen Datenschutz sowie ausgezeichneten und engagierten Kundenservice. Neue Technologien sowie fortschrittliche Sicherheitssysteme gewähren den Kunden eine sichere Aufbewahrung ihres Vermögens, ihrer Wertpapiere oder Dokumente. Die Kooperation mit prestigeträchtigen und führenden Sicherheits- und Versicherungsunternehmen wie Prosegur, Allianz Versicherung, Marsh und AP-Sicherheit garantieren den Kunden zudem eine bestmögliche Absicherung. Während es in Europa viele ähnliche Firmen wie Hausler gibt, sind sie hierzulande das einzige Unternehmen mit diesem Sicherheitsniveau. 3000 Schließfächer stehen heimischen wie ausländischen Kunden jeweils in jeder Filiale zur Verfügung, die in vier verschiedenen Größen von klein über mittel und groß bis hin zu extragroß angeboten werden. Auch die Aufbewahrung kann entweder für einen Monat, drei Monate, ein halbes Jahr, ein Jahr oder unbegrenzt erfolgen - jegliche Form der Bezahlung möglich. Laut den acht Geschäftspartnern ist es der sicherste Ort in Buenos Aires: Sieben Stufen werden für den Eintritt benötigt, darunter auch ein biometrischer Fingerabdruck sowie Gesichtsscanner. Der mit einem dreifach chronometrischen Türschloss und einer vierfachen Kombination abgesicherte Tresorraum wird 24 Stunden an 365 Tagen im Jahr strengstens überwacht – von innen sowie von außen. Hausler, der Spezialist in Sachen Schließfächer, hat von Montag bis Freitag von 9.30 bis 18.30 Uhr sowie an Samstagen von 10 bis 14 Uhr geöffnet. Weitere Informationen finden Sie unter http://www.hausler.com.ar/
Lafarge-Holcim Awards
Der grosse Zementkonzern, der aus der Fusion der französischen Lafarge und der schweizerischen Holcim hervorgegangen ist, und auch in Argentinien Zemenfabriken betreibt, hat jetzt über die Stiftung „Fundación LafargeHolcim para la Construccion Sostenible“ zu einer Vorstellung von Projekten über Bauobjekte aufgerufen, die Forschritte bei den technologischen, umweltbedingten, sozioökonomischen und kulturellen darstellen. Der Preis für den Gewinner wurde auf u$s 2 Mio. festgesetzt, und die Frist für die Vorlegung der Projekte läuft am 21. März 2017 ab. Die Eintragung ist unentgeltlich und muss auf englisch über ein web-Formular per Internet erfolgen. (www. lafargeholcim-awards-org).
Die Projekte müssen sich in einer fortgeschrittenen Etappe befinden, eine hohe Wahrscheinlichkeit der Durchführung aufweisen, und der Bau darf nicht vor dem 4. Juli 2016 begonnen haben. Beteiligen können sich Architeketen, Bauingenieure, Studenten dieser Karrieren und Bauunternehmer.
Für diese Projektvorstellung hat der Konzern fünf geographische Regionen geschaffen: Europa, Nordamerika, Lateinamerika, Afrika und mittlerer Orient und Pazifik-Asien. Für jede Region besteht ein besonderer Rat von angesehenen Fachleuten.
Moura
Dieses brasilianische Unternehmen, das auch in Argentinien, im Industriepark von Pilar, eine Batteriefabrik betreibt, hat in der Vorwoche dort eine neue Produktionslinie eingeweiht, mit der sie eine gesamte Jahresproduktion von einer Million Batterien anpeilt. Die Investition erreichte dabei u$s 16 Mio. Moure ist auf dem lokalen Markt führend, exportiert aber auch nach Brasilien u. a. Nachbarländern. Die Firma wird jetzt ca. 100 Personen zusätzlich zur Belegschaft von 240 Personen beschäftigen. Bei der Einweihung waren Produktionsminister Francisco Cabrera, der braslianische Botschafter Everton Vieira Vargas, der Bürgermeister von Pilar Nicolás Ducoté, und auch der globale Präsident von Moura, Nicolás Ducoté, anwesend. Das Unternehmen wurde 1957 von Edison Moura in Pernambuco, Brasilien, gegründet. Danach entstanden fünf weitere Fabriken in Brasilien, und auch eine in Pilar, Argentinien, die erste im Ausland.
Volkswagen
VW hat mit der Banco Ciudad ein Abkommen über die Gewährung persönlicher Kredite für den Kauf von Kfz Marke VW und Audi unterzeichnet. Die Kredite werden auf 60 Monate für 100% des Kfz-Wertes gewährt, bis zu einem Höchstbetrag von $ 500. 000. Der Zinssatz beträgt für Kunden der Bank 25% und für andere 27%. Das Abkommen wurde in der Fabrik im Vorort Pacheco zwischen VW-Präsident Pablo Di Si und dem Präsidenten der Banco Ciudad, Javier Ortiz Batalla, unterzeichnet.
CCU
Die chilenische Bierbrauerei „Compañía de Cervercerías Unidas“ hat eine Investition für $ 2,2 Mrd. bis 2019 angekündigt, die besonders für Investitionen bestimmt sind, die den Verbrauch von elektrischem Strom und Wasser beim Produktionsprozess verringern, gab der Geschäftsführer für korporative Angelegenheiten Juan Barrale, bekannt.
Droguería del Sud
Dieses Unternehmen, das führend auf dem Gebiet des Vertriebes von Medikamenten unter den Apotheken ist, hat letzte Woche eine neue Verteilungsanlage im Vorort Avellaneda eingeweiht, die eine Investition von $ 400 Mio. darstellt und 16. 000 qm bedeckt. Die Anlage wurde mit einer österreichischen Robottechnologie letzter Generation ausgerüstet. Der gleiche Lieferant hatte vor Jahren schon die zentrale Verteilungsanlage des Unternehmens, in der Bundeshauptstadt, voll automatisiert, so dass die Medikamente nicht mehr per Hand gesammelt wurden. Die neue Anlage kann 1700 Lieferungsaufträge pro Stunde entgegennehmen.
Bei der Einweihung war Präsident Mauricio Macri anwesend, der darauf hinwies, dass diese neue Anlage sich in einen Prozess von Investitionsplänen einreihe, der schon hunderte von Projekten umfasse, die schon eingeleitet worden seien. Er betonte, dass er schon die Anlagen von Toyota, General Motors, Nissan, Arcor, Dreyfuss, Bunge und Coca Cola besucht habe. Insgesamt befänden sich schon Investitionsprojekte für u$s 35 Mrd. in Gang.
Lufthansa
Der Generaldirektor der deutschen Lufthansa in Argentinien, Marek Kuchta, erinnerte daran, dass das Luftfahrtunternehmen diesen Monat 60 Jahre ununterbrochener Flugverbindungen zwischen Deutschland und Argentinien feiere. Am 18. August 1956 verband der Flug LH 520 den Flugplatz Hamburg mit dem von Ezeiza. Es handelte sich um eine Super Constellation D-ALEP, die damals zwei wöchentliche Flüge mit 5 Zwischenlandungen vollzog. Heute wird die gleiche Strecke mit einer Boeing 747-8 täglich und ohne Zwischenlandungen bedient.
In Ezeiza verfügen die Lufthansa-Kunden der ersten Klasse und der Business-Klasse über den Saal „Star Alliance“, wo sie auch über ein Buffet mit Selbstbedienung verfügen.
Lufthansa ist eine der bedeutendensten Airlines der Welt, und fliegt nach 2003 Orten in 74 Ländern. In Frankfurt und München besteht die Möglichkeit mit weiteren Flugverbindungen. Seit der Übernahme von Austrian Airlines und Swiss, sowie eines Teils von Brussels Airlines, bestehen auch Verbindungszentren in Wien, Brüssel und Zürich. 2015 hat der Lufthansa-Konzern insgesamt 108 Mio. Passagiere befördert.
Biofarma
Dieses Unternehmen, das Produkte für die tierische Ernährung erzeugt, hat 2015 eine Investition von u$s 4 Mio. in einer neuen Fabrik in Rio Cuarto, Provinz Córdoba, in Angriff genommen, die im Oktober in Betrieb genommen werden soll. Mit dieser Fabrik will Biofarma seine Produktion verdoppeln und den Export, vor allem in Nachbarländer, ausbauen. Es handelt sich bei der neuen Fabrik vornehmlich um Nahrungsmittel für Geflügel und Schweine in ihren ersten Tagen nach der Geburt. Die Firma betreibt gegenwärtig eine Fabrik in Córdoba, mit einer Kapazität v on 2.500 kg monatlich von vitaminischen Mischungen und Medikamenten. In Rio Cuarto zählt die Firma mit zwei Fabriken, von denen eine monatlich 3.000 Tonnen konzentrierte monograstrische Nahrungsmittel erzeugt, und die andere 4.000 Tonnen Kozentrate für Kühe, und auch ausgeglichenes Tierfutter.
Cervecería y Maltería Quilmes
Diese in Argentinien führende Bierbrauerei, die früher von der Familie Bemberg kontrolliert wurde und jetzt von der multinationalen AB InBev, hat lokale Investitionen in Höhe von $ 26,87 Mrd. binnen 5 Jahren angekündigt. Der Präsident des Konzerns für Lateinamerika, Marcio Flores suchte mit lokalen leitenden Beamten Präsident Mauricio Macri auf, um ihm dies mitzuteilen. Die Investitionen sind dazu bestimmt, die Brauereien und die Anlagen für alkoholfreie Getränke, die die Firma in 11 Provinzen betreibt, zu modernisieren und zu erweitern.
Wirtschaftsübersicht
Das konfliktive Problem der Tarife bei öffentlichen Diensten
Das Urteil des Obersten Gerichtshofes über den Gastarif bezieht sich auf ein Problem, das weit über diesen Fall hinausgeht, nämlich einmal, wer die Tarife bei öffentlichen Diensten bestimmt, und dann wie. Auf diesem Gebiet bestehen allgemein Monopolpositionen, so dass der Preis, also der Tarif, nicht dem Markt überlassen werden kann. In einigen Fällen besteht eine gewisse Konkurrenz, was erlaubt, die staatliche Intervention zu beschränken. So ist es bei der Telefonie der Fall, wo einmal das Auftauchen des Mobiltelefons die Marktlage grundsätzlich geändert hat, aber ausserdem bei der Privatisierung des Staatsunternehmens Entel bestimmt wurde, dass das Unternehmen in zwei geteilt wurde, wobei aber beide und auch Dritte Zugang zum gesamten Kabelnetz haben müssten, wobei der Preis dabei vom Staat festgesetzt wird. Auch beim städtischen Personentransport besteht eine beschränkte Konkurrenz zwischen dem Omnibus, der U-Bahn und der Eisenbahn. Aber bei Gas, Strom und Wasser ist das Monopol absolut.
Die fehlende Regelung
Allein, ob die Entscheidung über die Tarife ganz auf den Staat entfällt oder nur zum Teil, das ändert nichts an der Tatsache, dass es eine präzise Regelung geben muss, die in einem Gesetz enthalten sein muss. In Argentinien bestehen verschiedene Gesetze, Dekrete und Beschlüsse über das Thema, die sich gelegentlich widersprechen, aber kein Gesamtkonzept zum Aussdruck bringen. Die Ausarbeitung dieses Regelwerkes wäre im Bereich der Energie eine Aufgabe für die Gruppe der ehemaligen sieben Energiesekretäre, die Minister Aranguren jetzt zu Rate gezogen hat. Andere Fachleute müssen dann für Wasser, Personentransport und Telefonie mitwirken. Und schliesslich müssen Juristen sich um die formellen Aspekte kümmern, die in diesen Fällen besonders wichtig sind, weil es grundsätzlich um Rechtssicherheit geht. Nachdem die bestehenden Konzessionsverträge von den Regierungen von Duhalde und Néstor Kirchners einseitig aufgehoben wurden, ohne Entschädigung und ohne Verhandlung über eine neue Regelung, ist es bei Verträgen dieser Art besonders schwierig, Rechtssicherheit zu schaffen. Dabei erschwert auch der Umstand den Fall, dass immer noch Verfahren beim Weltbankschiedsgericht ICSID laufen, die sich auf Klagen von Konzessionären u.a. wegen Rechtsbruch der argentinischen Regierung beziehen.
Im Wesen handelt es sich darum, dass die Kosten, plus einer Gewinnmarge, entweder über Tarife oder über staatliche Zuschüsse gedeckt werden müssen, was kategorisch feststehen muss. Sonst ist ein Privatunternehmen bei öffentlichen Diensten, das eigenes Kapital riskiert, nicht möglich. Der gegenwärtige Zustand, der besonders krass bei den Stromverteilern Edesur und Edenor besteht, ist einfach absurd. Diese Unternehmen haben sei Jahren hohe Verluste, die dann vom Staat gedeckt werden müssen, weil sie sonst laut Gesetz gezwungen sind, ihren Konkurs vor Gericht zu beantragen. Doch diese Unternehmen können nicht in Konkurs gehen, weil dann die Gefahr besteht, dass der Dienst nicht mehr geleistet wird, oder nur unter prekären Bedingungen. Obwohl diese Stromverteilungsunternehmen ab 2002 unter sehr schwierigen Bedingungen tätig waren, und sich der Dienst dabei spürbar verschlechterte, war dieser immer noch unverhältnismässig besser als unter der staatlichen Segba, die bis 1992 dafür verantwortlich war. Damals gab es Pannen am laufenden Band, über zehn Mal so viele wie heute, wobei sich der gleiche Stromausfall nach einiger Zeit wiederholte, weil die Reparatur nur oberflächlich vollzogen worden war.
Die Bestimmung der Kosten ist keine einfache Angelegenheit. Dabei muss auch berücksichtigt werden, was für Instandhaltung bestimmt wird, und ebenfalls, wie die Investitionen, die für die Erweiterung des Dienstes oder eine periodische totale Erneuerung bestimmter Anlagen notwendig sind, finanziert werden. Auch muss eine Formel für die Festsetzung der Gewinnmarge bestimmt werden. Und bei den Lohnerhöhungen muss der Staat das letzte Wort haben, weil er dabei auch über die Tarife entscheidet. Die Konzessionsverträge der 90er Jahre haben diese Fragen offen gelassen. Beim Strom bestand damals Überangebot, so dass Druck auf den Grossistenpreis bestand. Doch das war ein Ausnahmezustand. Die Verteiler erhielten damals eine Bruttomarge, die ihre Kosten deckten und noch einen Gewinn übrig lassen sollte. Auch das wurde jedoch von den Kirchners nicht mehr eingehalten. Ausserdem war es so, dass unter Menem eine zivilisierte Beziehung zwischen Staat und Unternehmen bestand, während dies bei den Kirchners nicht der Fall war.
Im Grunde wollten die Kirchners die Privatunternehmen, die als Konzessionäre öffentlicher Dienste tätig waren, rückverstaatlichen. Das haben sie beim Betreiber der Wasserversorgung, „Aguas Argentinas“, und auch bei den Vororteisenbahnen getan. Doch bei Strom und Gas verblieben die privaten Konzessionäre, aber mit einer totalen Abhängigkeit vom Staat, da die Konzessionsverträge einseitig ausser Kraft gesetzt wurden und es keine neuen Spielregeln gab. Und gerade darum geht es jetzt. Die Tariffrage muss für den Betreiber kein Problem sein. Es sollte für ihn gleichgültig sein, ob er die Mittel vom Verbraucher oder vom Staat erhält. Aber er muss einen Gewinn erwirtschaften können, der nach einer bestimmten Formel berechnet wird, bei der auch Effizienzfortschritte belohnt werden.
Der Gewinn der Betreiber
Das Problem des Gewinnes taucht bei der öffentlichen Diskussion auch auf. Die Tarifzunahme wird bei der Diskussion von linken Politikern u.a. unterschwellig oder sogar direkt mit einem Gewinn des Betreibers gleichgestellt, obwohl es sich im Wesen darum handelt, dass die Tarifsubventionen abnehmen. Der Gewinn hat kaum etwas mit dem Thema zu tun. Gegenwärtig weisen viele Unternehmen, die öffentliche Dienste betreiben, Verluste auf, und allgemein haben die meisten seit über einem Jahrzehnt keine Gewinne verteilt, so dass die Diskussion über den Gewinn leicht absurd ist. Doch es muss gelegentlich erklärt werden, dass der Gewinn ein notwendiger Bestandteil einer privaten Betreibung ist. Eine Marktwirtschaft ist ohne Gewinn undenkbar. Und auch in einer kollektivistischen Wirtschaft muss eine Gewinnmarge eingeplant werden.
Der Staat ist prinzipiell ineffizient bei der Leitung von Unternehmen, weil er sich an starre Regeln hält, kein Effiziensbewusstsein hat, und die Politisierung unvermeidlich ist, die als erstes in einer unnötigen Aufblähung der Belegschaft zum Ausdruck kommt. Bei staatlicher Betreibung würde der Dienst bestimmt schlechter sein, und für die Staatskasse wird er kostspieliger sein, auch wenn kein Gewinn besteht. Die staatliche AYSA belastete die Staatskasse sehr stark, während vorher die private „Aguas Argentinas“ keine öffentlichen Mittel beanspruchte.
Für linke Politiker u.a., die in marxistischen Kategorien denken, ist es schwer zu verstehen, dass sich der Gewinn grundsätzlich aus einer effizienten Betreibung ergibt. Das hat der österreichische Ökonom Joseph Schumpeter schon vor fast einem Jahrhundert hervorgehoben, wobei er die extreme These aufstellte, dass der Gewinn allgemein nur bestehen kann, solange Effizienzfortschritte erreicht werden. Marx bezeichnete den Gewinn als „Mehrwert“, also als einen Aufschlag auf die Kosten; für Schumpeter hingegen ergibt sich der Gewinn aus der Kostenverringerung, der Innovation und allgemeiner Effizienzfortschritte. Diese ideologische Kluft besteht auf politischer Ebene immer noch, obwohl sie eigentlich durch den Zusammenbruch des Kommunismus in der Sowjetunion und ihren Satellitenstaaten, sowie der schrittweisen Aufgabe des kommunistischen Systems in China, überwunden sein sollte. Hätte Marx recht gehabt, dann wären die Staaten mit einer kapitalistischen Wirtschaft zusammengebrochen, und nicht die kommunistischen. In der modernen Wirtschaftswissenschaft steht das Thema nicht mehr zur Diskussion. Es muss dennoch aus politischen Gründen, wegen der vorherrschenden marxistischen Vorurteile, immer wieder eingehend erklärt werden, besonders in Argentinien. Dummheit und Vorurteile lassen sich nicht ausrotten.
Energieknappheit und Investitionen
Eine präzise Regelung, die auch den Gewinn des Konzessionärs berücksichtigt, und ausreichende Garantien bietet (was der schwierigste Aspekt der Angelegenheit ist), ist unerlässlich, um Privatkapital für öffentliche Dienste anzuziehen. Hier besteht, besonders bei Energie im weiteren Sinn, ein hoher Kapitalbedarf, den der Staat nur beschränkt decken kann, auch wenn er dabei Kredite internationaler Finanzanstalten erhält. Die private Beteiligung ist einmal aus Effizienzgründen unerlässlich,weil Privatunternehmen die Investitionen besser, schneller und billiger durchführen. Aber auch finanziell kommt der Staat nicht ohne private Mitwirkung aus, also mit echten Privatinvestitionen.
Präsident Macri wiederholt, dass es ohne Energie keine Wachstumsmöglich gibt, und er hat recht. Bei unzureichender Energieversorgung drohen wirtschaftliche Stagnation, bestenfalls geringe Wachstumsraten, und allerlei Unannehmlichkeiten für die Bevölkerung, angefangen mit der Stromkontingentierung über zeitlich begrenzte Unterbrechung der Lieferung für bestimmte Zonen. Und wenn nicht investiert wird, wird es auch mehr Pannen geben, wegen Überlastung des Netzes und der Anlagen.
Es lässt sich jetzt nicht vermeiden, dass Strom und Gas für längere Zeit knapp sein werden, und noch mehr, wenn eine Panne bei einem grossen Kraftwerk eintritt oder eine trockene Periode kommt, in der es nicht genug regnet, um die Wasserkraftwerken ausreichend mit Wasser zu versorgen. Die bestehende Kapazität ist voll ausgelastet und reicht in heissen Sommertagen nicht aus, um den Bedarf voll zu befriedigen. In diesem Sinn ist eine Sparpolitik unerlässlich, die zunächst höhere Tarife erfordert. Investitionen lösen das Problem bestenfalls in zwei Jahren. Nebenbei bemerkt: der Bau des Wasserkraftwerkes Chihuidos, in Neuquén, das mit einem sehr günstigen russischen Kredit finanziert wird, hätte schon im Dezember begonnen werden können. Die Macri-Regierung hat die Entscheidung unnötigerweise verzögert und bis heute nicht getroffen. Das ist angesichts der kritische Lage bei der Stromversorgung ein grober Fehler, auch wenn der Vertrag mit Russland verbessert wird.
Die Sparpolitik wurde beim elektrischen Strom schon vor über einem Jahrzehnt eingeführt, mit dem sogenannten PUREE-Programm (Programa de uso racional de la energía eléctrica), bei dem Haushalte, die weniger Strom verbrauchten als im Vorjahr, einen Rabatt erhielten. Der ehemalige Planungsminister Julio de Vido erklärte vor einigen Jahren, der gesparte Sromverbrauch entspreche der Leistung eines Kraftwerkes von 500 MW. Der allgemeine Übergang von Glühlampen auf Sparlampen (mit Gasröhren oder LED) hat auch dazu beigetragen. Ebenfalls war der Übergang auf LED-Lampen bei der öffentlichen Beleuchtung der Stadt Buenos Aires wichtig. Aber es bestehen viel mehr Möglichkeiten, die in anderen Ländern schon angewendet werden. Die Regierung steht hier unter Zugzwang. Bei geringerem Energiekonsum von Haushalten und Unternehmen bleibt mehr für produktive Tätigkeiten übrig, die mit dem wirtschaftlichen Wachstum zusammenhängen.
Die öffentlichen Audienzen
Prinzipiell ist die Festsetzung des Tarifs nicht judiziabel. Die Tarife werden von der Exekutive festgesetzt und können nur vor Gericht beanstandet werden, wenn dabei Gesetze verletzt worden sind. Zunächst geht es hier um die öffentlichen Audienzen. Es ist unbegreiflich, und wohl auf mangelnde politische Erfahrung zurückzuführen, dass diese nicht durchgeführt wurden, wie es gesetzlich vorgesehen ist. Da die Vorschläge, die dabei aufkommen, nicht bindend sind, handelt es sich nur um eine Formsache, in der Praxis ein grosses Theater. Bei diesen „Audienzen“ werden Konsumentenschutzverbände, Experten und eventuell Vertreter der einzelnen Parteien einberufen, und auch der Konsumentenverteidiger, der ein Beamter ist, der in diesem Fall eine konkrete Funktion hat. Doch dieses Amt ist in der Nationalregierung seit Jahren nicht besetzt, so dass jetzt dringend jemand ernannt werden muss. Die Stadt Buenos Aires hat einen offiziellen Konsumentenverteidiger, der bestimmt anwesend sein wird und sich schon über das Gasproblem geäusseert hat. Man kann davon ausgehen, dass diese Beamten keine Demagogie betreiben, sondern sachlich auf die Tarifthematik eingehen. Das wäre ein Beitrag zur notwendigen Entpolitisierung der Diskussion. Das Problem wäre unvermeidlich auch bei Daniel Scioli als Präsident aufgekommen, so dass man vernünftigerweise Macri als Person hier bei Seite lassen und die Energiepolitik als Staatspolitik betrachten sollte, die über den Parteien steht. Cristina Kirchner hat die Energieproblematik einfach hinausgeschoben und Demagogie betrieben. Doch das liess sich eben nicht ewig weiterführen. Die Bombe ist jetzt geplatzt, und das war vorauszusehen.
Es sollte für die Audienzen auch eine gesetzliche Regelung geben, in der bestimmt wird, wer dabei mitmachen darf. Aber es gibt sie nicht, so dass sich jeder melden kann. Als erstes müsste somit sofort eine Regelung per Dekret verfügt werden, um zu vermeiden, dass die Versammlung von allerlei Radaubrüdern und gewalttätigen Gruppen wie Quebracho verwendet wird, um politisches Kapital zu schlagen und der Regierung Steine auf den Weg zu legen. Bei diesen „Audienzen“ muss man dann Geduld haben und alle reden lassen. Ein geschickter Leiter kann dann bestimmte Vorschläge aufnehmen, bei anderen versprechen, sie zu studieren, und sonst den Stuss, der dabei geäussert wird, einfach übergehen. Und dann entscheidet die Regierung, wobei eingehend erklärt werden muss, warum der Tarif so und nicht anders festgesetzt wurde. All das wurde bisher versäumt und muss jetzt nachgeholt werden.
Das Urteil des Obersten Gerichtshofes
Kehren wir zum Gas zurück. Der Oberste Gerichtshof hat jetzt beim Gas nicht nur die formellen Aspekte beanstandet, also das Fehlen der „Audienz“, sondern auch bestimmt, dass die jüngste Tariferhöhung für Haushalte rückgängig gemacht wird, so dass zunächst der Tarif vom März weiter gilt, der erhöhte Tarif jedoch für Unternehmen aller Art angewendet wird. Der Gaskonsum der Haushalte stellt indessen nur ein Viertel des Gesamtkonsums dar, so dass hier der Verlust, der für die Staatskasse entsteht, auf $ 20 Mrd. jährlich beziffert wird, und nicht auf $ 80 Mrd., wie es der Fall gewesen wäre, wenn die Tariferhöhung gesamthaft annulliert worden wäre.
Der Oberste Gerichtshof hat bei diesem Entscheid den sozialen Gesichtspunkt hervorgehoben, sich dafür zuständig erklärt, und dies mit dem in der Verfassung vorgeschriebenen Schutz der Rechte der Verbraucher begründet. In der Erklärung, die dem Urteil vorangeht, wird auf die graduelle Einführung der Erhöhungen, auf das Prinzip der vernünftigen Zunahmen und auf die internationalen Verträge über Menschenrechte hingewiesen. In diesem Sinn hat die oberste Gerichtsinstanz auch die Bedeutung des sozialen Tarifs positiv beurteilt, den die Regierung eingeführt hat. Es war im Grunde ein salomonisches Urteil, mit dem die Regierung zurechtkommen kann. Das Urteil lässt die Frage der zukünftigen Festsetzung der Gastarife offen. Die Regierung wird jetzt voraussichtlich ab September neue Tarife festsetzen. Ebenfalls bleibt die Frage jener Kleinunternehmen offen, die den neuen Tarif nicht bezahlen können, weil sie bei ihrer Tätigkeit viel konsumieren, wie Bäckereien. Es fehlen noch konkrete Ausnahmebestimmungen, die voraussichtlich nach und nach verfügt werden und dabei Sondersituationen berücksichtigen. Es muss in diesem Zusammenhang jedoch hervorgehoben werden, dass in den allermeisten Fällen von Unternehmen kein Konflikt besteht, sondern nur eine Rückkehr zu einigermassen normalen Tarifen. Und auch bei Haushalten war die neue Tarifstruktur nur ausnahmsweise konfliktiv. Das Niveau und die Struktur der Tarife öffentlicher Dienste ist ein Thema, das noch viel Denkarbeit und Verarbeitung der Erfahrung erfordert.
Die Regierung hat jetzt für Gas eine Audienz für 16. September einberufen, bei der Aranguren und eventuell andere Minister den Fall eingehend erklären werden. Aranguren hat dies schon in der Vorwoche vor den zuständigen parlamentarischen Kommissionen getan, und kann sich jetzt überlegen, was er noch sagen sollte oder besser ausdrücken kann. Die Erhöhung wird dann voraussichtlich in einer etwas anderen Form vollzogen werden. Auf alle Fälle ist die kalte Winterzeit vorüber, so dass jetzt weniger Gas verbraucht wird. Der anormal kalte Winter hatte den Gaskonsum in die Höhe getrieben und dabei die Wirkung der Tariferhöhung verschärft.
Der Gaspreis für die Produzenten
Beim Gastarif ist auch das Problem der Festsetzung des Preises für das von Produzenten gelieferte Gas aufgekommen. Auch dieses Thema soll jetzt der öffentlichen Audienz vorgelegt werden, obwohl es gesetzlich ausgeschlossen ist. Der Gaspreis macht etwa 60% des Preises aus, den der Endkonsument bezahlt. Der Rest entfällt auf den Ferntransport und die Verteilung. Das bestehende Erdölgesetz bezieht sich bei den Produzenten auf Marktpreise, und Aranguren hat dies dahingehend interpretiert, dass der höchste Importpreis als Obergrenze genommen wird, bei dem der Staat eine Ausschreibung vollzieht, und dann das beste Angebot annimmt. Dieser Preis liegt bei verflüssigtem Gas, das per Schiff importiert wird, und auch beim Gas, das von Chile geliefert wird (das auch aus verflüssigtem Gas stammt, das Chile importiert), viel höher als der Preis, der jetzt für die lokalen Produzenten festgesetzt wurde. Aranguren erklärte, er habe sich somit an das Gesetz gehalten, indem er einen Preis unter dem internationalen Marktpreis festgesetzt habe. Aber das grundsätzliche Argument ist, dass damit die Forschung nach neuen Gaslagern und und auch die Produktion in den bestehenden gefördert werden soll, und dieses lokale Gas auf alle Fälle viel billiger als das importierte zu stehen kommt, was dem Konsumenten schliesslich zugute kommt.
Das nächste Kapitel: der elektrische Strom
Der Oberste Gerichtshof muss jetzt noch über den Tarif für elektrischen Strom urteilen. In diesem Fall wurde jetzt die öffentliche Audienz schon festgesetzt, so dass das Fehlen der Audienz im Urteil nicht angeführt werden kann. Wenn er hier in Bezug auf den Tarif das gleiche Kriterium anwendet wie beim Gas, dann wäre ein Urteil in diesem Sinn kein Problem. Doch hier muss jetzt berücksichtigt werden, dass der Gaspreis für die Kraftwerke steigt, was sich auf die Stromkosten auswirkt. Und das sollte auch beim Tarif der Haushalte berücksichtigt werden. Strom und Gas hängen eng zusammen, auch weil Heizung alternativ mit dem einen der anderen Energieträger vollzogen werden kann.
Im Grunde bemerkt man sowohl beim Strom, wie beim Gas, dem Wasser, dem Personentransport und auch bei der Telefonie, dass eine allgemeine gesetzliche Regelung fehlt, so dass der Willkür der Exekutive und des Obersten Gerichtshofes ein zu grosser Spielraum eingeräumt wird. Wenn die gegenwärtige Tarifrunde überwunden ist, sollte sich die Regierung an das Grundproblem heranmachen, damit das gleiche Problem nicht periodisch immer wieder auftaucht. Und auch, damit Strom und Gas gespart wird und die notwendigen Investitionen auf diesem Gebiet erfolgen.